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 � Norwegen hat 2003 als erstes Land der Welt eine Geschlechterquote von 40 Prozent 
für Aufsichtsräte eingeführt. Dies hat in vielen europäischen Ländern eine gesell-
schaftliche Debatte über Frauen in Führungspositionen der Wirtschaft ausgelöst. In 
Deutschland kreist die politische Diskussion vor allem um die Frage, ob eine gesetz-
lich vorgeschriebene Quote notwendig ist, oder ob auf eine freiwillige Verpflichtung 
der Unternehmen gesetzt werden sollte.

 � Diese Studie soll einen Beitrag dazu leisten, das norwegische Modell besser zu ver-
stehen und von ihm zu lernen. Dafür wird zunächst die öffentliche Debatte, die der 
Einführung der Quote voraus ging, beleuchtet und der politische Entscheidungspro-
zess nachgezeichnet. Die Rolle der unterschiedlichen Akteure wird analysiert und die 
wichtigsten Argumente für und gegen die Quote erörtert. Ein besonderes Augen-
merk liegt auf den gesetzlichen Regelungen und ihrer Umsetzung; vor allem aber der 
Rolle, die Sanktionen dabei gespielt haben. Schließlich liefern die Autorinnen erste 
Erkenntnisse hinsichtlich der Auswirkungen der Quote auf die Rekrutierung von Auf-
sichtsrätinnen, die Erfahrungen der Unternehmen sowie der gesellschaftlichen Ak-
zeptanz der Quote.

 � Die Erfahrungen Norwegens legen nahe, dass der Schlüssel zum Erfolg eine sank-
tionsbewehrte gesetzliche Quote ist. Ob andere europäische Staaten sich daran ein 
Beispiel nehmen, oder ob die Quote ein skandinavischer Alleingang bleiben wird, 
wird sich zeigen.
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Zusammenfassung

Norwegen hat 2003 als erstes Land der Welt eine Ge-

schlechterquote von 40 Prozent für Aufsichtsräte ein-

geführt. Dies hat in vielen europäischen Ländern eine 

gesellschaftliche Debatte über Frauen in Führungspositi-

onen der Wirtschaft ausgelöst. Auch EU-Kommissarin für 

Justiz, Grundrechte und Bürgerschaft Viviane Reding hat 

bereits signalisiert, dass die EU sich dieser Frage anneh-

men könnte.

In Deutschland kreist die politische Diskussion vor allem 

um die Frage, ob eine gesetzlich vorgeschriebene Quote 

notwendig ist, oder ob auf eine freiwillige Verpflichtung 

der Unternehmen gesetzt werden sollte. Weiterhin steht 

zur Debatte, ob es nur um einen erhöhten Frauenanteil 

in Aufsichtsräten geht oder ob auch Vorstände und an-

dere Führungspositionen in neue Regelungen miteinbe-

zogen werden sollten.

Mit dieser Studie leistet die Friedrich-Ebert-Stiftung einen 

substantiellen Beitrag zur Debatte. Er ermöglicht eine 

fundierte Einschätzung der norwegischen Erfahrungen, 

im Positiven als auch im Negativen. Die norwegischen 

Experten Aagoth Storvik und Mari Teigen legen dar, wie 

die Geschlechterquote eingeführt wurde und zu welchen 

Veränderungen sie bisher geführt hat.

Dies sind die wichtigsten Erkenntnisse der Studie:

 � Die gesetzliche Geschlechterquote für Aufsichtsräte 

wurde von einer breiten politischen Mehrheit unter-

stützt, die das konservativ-Mitte Regierungsbündnis so-

wie die oppositionelle Arbeiterpartei und die sozialisti-

sche Linkspartei umfasste.

 � Eine intensive öffentliche Debatte ging der Quote 

voraus. Unterstützer und Gegner argumentierten mit den 

Prinzipien der Gleichheit, Anti-Diskriminierung, Vielfalt 

und mit der Unabhängigkeit unternehmerischer Ent-

scheidungen.

 � Kein Erfolg ohne Sanktionen: Die erfolgreiche Um-

setzung der Quote war vor allem den mit ihr verbunde-

nen Sanktionen geschuldet. Als härteste Sanktion drohte 

Unternehmen die Auflösung. In der Eingangsphase, als 

es noch keine Sanktionen gab, erhöhte sich die Anzahl 

der Aufsichtsrätinnen nur minimal.

 � Die Unternehmen hatten vier Jahre Zeit, um die 

Quote umzusetzen.

 � Eine Reihe von Datenbanken wurde eingeführt, in 

denen Frauen sich registrieren lassen und Unternehmen 

nach geeigneten Kandidatinnen für Aufsichtsratspositi-

onen suchen konnten.

 � Der Arbeitgeberverband schuf ein Trainingspro-
gramm für Frauen, zu dem Unternehmen Mitarbeiterin-

nen zur Vorbereitung auf ein Aufsichtsratsmandat 

schicken konnten.

 � Frauen sind anders: Die neuen Aufsichtsrätinnen 

sind im Schnitt jünger und besser ausgebildet als ihre 

männlichen Kollegen. Das Qualifikationsprofil von Auf-

sichtsrätinnen ist jedoch mehr oder weniger mit dem der 

Männer identisch. Während Aufsichtsräte oft Unterneh-

menseigner sind und neben ihrem Mandat keine weite-

ren Funktionen ausüben, ist das nur bei den wenigsten 

Frauen der Fall.

 � Obwohl im Jahre 2009 40 Prozent der Aufsichtsräte 

weiblich waren, gab es in anderen Bereichen weniger 

Fortschritte: die Mehrheit der Aufsichtsratsvorsitzen-
den ist immer noch männlich und nur zwei Prozent 
der Manager der an der Osloer Börse registrierten 
Unternehmen sind Frauen.

 � Sieben Jahre nachdem die Quote eingeführt wurde, 

wird sie in der norwegischen Gesellschaft und Politik nur 

noch wenig diskutiert – sie ist weitgehend akzeptiert. 
Weder berichtet der Arbeitgeberverband von Problemen, 

noch legen Interviews mit Unternehmensführern nahe, 

dass die Quote noch strittig ist.

 � Allerdings hat der gesamte Prozess von den ersten 

Diskussionen bis zur vollständigen Umsetzung der Quote 

zehn Jahre gedauert – dies sollten sich andere Länder 

nicht als Beispiel nehmen!

Das norwegische Experiment zeigt, dass ohne gesetzliche 

Regelungen keine weitreichenden Veränderungen beim 

Frauenanteil in Aufsichtsräten möglich sind. Sobald Un-

ternehmen proaktiv Frauen für Führungspositionen rek-

rutieren, ergibt sich ein breiter Konsens in Gesellschaft, 

Politik und Wirtschaft.

Cilia Ebert-Libeskind

Internationale Politikanalyse
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Der rechtliche Rahmen

In dieser Studie geht es um die 2003 verabschiedete Än-

derung des norwegischen Unternehmensgesetzes, mit 

der eine Geschlechterquote für die Zusammensetzung 

der Verwaltungsräte von Unternehmen verschiedener 

Rechtsformen vorgeschrieben wurde: von Aktiengesell-

schaften, staatlichen und kommunalen Unternehmen so-

wie von Genossenschaften.1

Das Unternehmensgesetz (Änderung von 2003):

§§ 6–11a. Anforderungen in Bezug auf die Vertretung 

beider Geschlechter in den Verwaltungsräten.2

(1) In den Verwaltungsräten börsennotierter … Unter-

nehmen sollten beide Geschlechter folgendermaßen ver-

treten sein:

1. Bei zwei oder drei Verwaltungsratsmitgliedern sollten 

beide Geschlechter vertreten sein.

2. Bei vier oder fünf Verwaltungsratsmitgliedern sollten 

beide Geschlechter mit jeweils mindestens zwei Mit-

gliedern vertreten sein.

3. Bei sechs bis acht Verwaltungsratsmitgliedern sollten 

beide Geschlechter mit jeweils mindestens drei Mit-

gliedern vertreten sein.

4. Bei neun oder mehr Verwaltungsratsmitgliedern soll-

ten beide Geschlechter mit jeweils mindestens 40 Pro-

zent vertreten sein.

5. Die Bestimmungen 1 bis 4 gelten gleichermaßen für 

die Wahl der stellvertretenden Mitglieder.3

1. Eine Genossenschaft ist ein Unternehmen im Besitz und unter der 
Führung einer Gruppe von Einzelpersonen. Ihre Unternehmenstätigkeit 
wird zu ihrem gegenseitigen Nutzen ausgeführt. Die Genossenschaft ist 
eine juristische Person und wird von ihren Mitgliedern demokratisch kon-
trolliert. Die Mitglieder sind der Genossenschaft oft eng als Produzenten 
oder Verbraucher ihrer Produkte bzw. Dienstleistungen verbunden oder 
sind Mitarbeiter des Betriebs. Genossenschaften teilen ihre Gewinne häu-
fig unter den Mitgliedern als Dividenden auf, und zwar nicht unbedingt 
in Abhängigkeit von der Höhe ihrer Kapitalbeteiligungen (wie es in einer 
Aktiengesellschaft der Fall ist), sondern in Abhängigkeit von ihrer Teilhabe 
am Unternehmen, beispielsweise als Stammkunde. In Norwegen ist diese 
Unternehmensform vor allem in der Lebensmittelproduktion anzutreffen. 
Zu den bekanntesten Beispielen gehören die Genossenschaften TINE, die 
Molkereiprodukte herstellt und verkauft, und Coop, die vorwiegend auf 
norwegischen Bauernhöfen erzeugte Lebensmittel vertreibt.

2. Zur Definition von Verwaltungsräten siehe Kapitel zu Unternehmens-
strukturen.

3. Die Bestimmungen für die Vertretung beider Geschlechter gelten 
gesondert für die von den Mitarbeitern gewählten und für die von den 
Aktionären gewählten Vertreter, um unabhängige Wahlverfahren zu ga-
rantieren.

Das Gesetz zielt in erster Linie auf börsennotierte Unter-

nehmen, aber die Quotenanforderungen galten von An-

fang an auch für Führungsgremien in staatlichen und 

interkommunalen Unternehmen.4 Später wurde der Gel-

tungsbereich der Bestimmungen auf die Verwaltungsräte 

aller kommunalen Unternehmen und auf Genossen-

schaften ausgeweitet. Erst kürzlich gab es eine weitere 

Ausweitung des Geltungsbereichs durch das Kommunal-

verwaltungsgesetz, das Bestimmungen zur Geschlechter-

quotierung für Unternehmensführungen von Gesell-

schaften mit beschränkter Haftung enthält, bei denen die 

Kommunen mindestens zwei Drittel der Anteile halten. 

Für die Implementierung dieses Gesetzes ist das Ministe-

rium für kommunale Verwaltung und regionale Entwick-

lung zuständig. Letztgenannte Gesetzesänderung trat 

am 1. Januar 2010 in Kraft, wobei den Unternehmen 

eine zweijährige Übergangsphase für die Umstellung ein-

geräumt wurde.

Die Quotenregelung gilt für alle Unternehmen im Staats-

besitz (staatliche Gesellschaften mit beschränkter Haf-

tung und Aktiengesellschaften, Staatsunternehmen, 

unter besonderer Gesetzgebung gegründete Unterneh-

men und interkommunale Unternehmen) sowie für alle 

privaten Aktiengesellschaften. Eine Aktiengesellschaft 

(AG) ist ein Unternehmen, in dem keines der Mitglieder 

persönlich für die Schulden des Unternehmens haftet. Bei 

dieser Unternehmensform gibt es gewöhnlich viele Ak-

tionäre und das Unternehmen unterliegt ziemlich stren-

gen Regeln in Bezug auf die Zusammensetzung der Un-

ternehmensführung und auf ihr Grundkapital. Ein Unter-

nehmen muss als Aktiengesellschaft eingetragen sein, um 

an der Osloer Börse notiert zu werden. In Norwegen gibt 

es etwa 450 Aktiengesellschaften.

Für private Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

(GmbH) sind bisher noch keine Quotenregelungen vorge-

sehen. Diese Unternehmen sind hinsichtlich ihrer Unter-

nehmensführung und ihres Grundkapitals nicht so streng 

reglementiert wie Aktiengesellschaften. Die meisten von 

ihnen sind kleine Familienbetriebe mit wenigen Inhabern, 

die selbst den Verwaltungsrat bilden. Ein Grund dafür, 

dass die Quotenregelungen nicht auf private GmbHs 

angewandt werden, ist die Überzeugung, dass dies zu 

sehr die Autonomie der privaten kleinen und mittelstän-

dischen Unternehmer beeinträchtigen würde. In solchen 

4. Interkommunale Unternehmen sind im gemeinsamen öffentlichen 
Besitz von zwei oder mehr Kommunen.
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Unternehmen spielt das private, personalisierte Eigen-

tumsverhältnis eine wichtigere Rolle als in Aktiengesell-

schaften. Die Konzentration der Gesetzgebung auf Akti-

engesellschaften ist auch als ein erster Schritt zu verste-

hen, der weitergeführt wird, wenn der Frauenanteil in 

den Führungspositionen insgesamt nicht ansteigt. In Nor-

wegen gibt es 164 000 private GmbHs. Dennoch be-

stimmt die Anforderung eines mindestens 40 prozenti-

gen Anteils beider Geschlechter in den Unternehmens-

führungen der Aktiengesellschaften zentrale Bereiche 

des norwegischen Wirtschaftslebens.5

Die Unternehmensstrukturen

Im Gegensatz zur Unternehmensführung in Kontinental-

europa besteht in Norwegen zunächst einmal ein soge-

nanntes »monistisches« System (Hagen 2009: 67). Es 

gibt nur ein Geschäftsleitungsorgan, und zwar einen Ver-

waltungsrat, aber keinen Vorstand bzw. keine Geschäfts-

führung wie in kontinentaleuropäischen Unternehmen. 

Der Verwaltungsrat setzt sich aus Anteilseignervertretern 

und aus von den Mitarbeitern gewählten Vertretern zu-

sammen. Jede Aktiengesellschaft muss einen vom Ver-

waltungsrat ernannten Geschäftsführer haben, dem die 

Aufgabe der laufenden Geschäftsleitung übertragen 

wird. Die Gesamtverantwortung für die unternehmeri-

sche Tätigkeit verbleibt aber beim Verwaltungsrat, und 

der Geschäftsführer ist ihm gegenüber weisungsgebun-

den. Der Verwaltungsrat muss ständig über die Finanz-

situation des Unternehmens auf dem Laufenden gehal-

ten werden und ist verpflichtet sicherzustellen, dass die 

Geschäftstätigkeiten angemessen ausgeführt und kon-

trolliert werden, ebenso wie die Konten- und Anlagen-

verwaltung.

Das Unternehmensgesetz legt nicht nur fest, dass jede 

Aktiengesellschaft einen Verwaltungsrat haben muss, 

sondern enthält auch Vorschriften zu dessen Größe und 

Zusammensetzung:

 � Dem Verwaltungsrat müssen mindestens drei Perso-

nen angehören. Hat das Unternehmen einen Aufsichtsrat 

(bedriftsforsamling), muss der Verwaltungsrat aus min-

destens fünf Personen bestehen.

5. Informationen über die Charakteristiken der norwegischen Unter-
nehmensstrukturen und die Rolle der verschiedenen Unternehmensfor-
men in der norwegischen Wirtschaft finden sich bei Heidenreich (2009, 
2010).

 � Der Verwaltungsrat wählt selbst seinen Vorsitzenden, 

wenn dies nicht durch die Hauptversammlung geschieht.

 � Der Geschäftsführer kann nicht zum Vorsitzenden des 

Verwaltungsrates gewählt werden.

Zusätzlich zu diesen Bestimmungen haben die Arbeit-

nehmer unter bestimmten Umständen auch das Recht, 

Mitglieder des Verwaltungsrats zu wählen:

 � Wenn ein Unternehmen mit mehr als 30 Mitarbeitern 

keinen Aufsichtsrat hat, können die Arbeitnehmer mehr-

heitlich verlangen, dass ein Mitglied des Verwaltungsrats 

und ein Beobachter mit Stellvertretern von den Arbeit-

nehmern aus ihren Reihen gewählt werden.

 � Wenn ein Unternehmen mit mehr als 50 Mitarbeitern 

keinen Aufsichtsrat hat, können die Arbeitnehmer mehr-

heitlich fordern, dass bis zu einem Drittel – zumindest 

aber zwei – der Verwaltungsratsmitglieder mit Stellvertre-

tern aus den Reihen der Arbeitnehmer gewählt werden.

 � Wenn ein Unternehmen mit mehr als 200 Mitarbei-

tern sich darauf geeinigt hat, keinen Aufsichtsrat zu bil-

den, wählen die Arbeitnehmer zusätzlich zu ihren in den 

beiden vorhergehenden Abschnitten genannten Vertre-

tern ein Mitglied des Verwaltungsrats und einen Stellver-

treter oder zwei Beobachter mit Stellvertretern.

 � Hat ein Unternehmen einen Aufsichtsrat eingerichtet, 

können die Arbeitnehmer verlangen, dass bis zu einem 

Drittel – zumindest aber zwei – der Mitglieder des Ver-

waltungsrats mit Stellvertretern aus den Reihen der Ar-

beitnehmer gewählt werden, wenn ein Drittel der Auf-

sichtsratsmitglieder sich dafür aussprechen.

Die politische Arena

Wie der Ball ins Rollen kam …

Im Dezember 2003 verabschiedete das norwegische Par-

lament eine Zusatzbestimmung zum Unternehmensge-

setz, in der die Anforderung festgeschrieben wurde, dass 

in den Unternehmensführungen beide Geschlechter mit 

mindestens 40 Prozent vertreten sind. Dieses Gesetz war 

ab Januar 2004 zunächst nur für alle staatlichen und 

kommunalen Betriebe verbindlich. Für Aktiengesellschaf-

ten in Privatbesitz trat das Gesetz erst 2006 in Kraft, 
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nachdem sie die erforderlichen Quoten nicht innerhalb 

von zwei Jahren auf freiwilliger Basis erfüllt hatten. Ihnen 

wurde für die Umstellung eine weitere zweijährige Über-

gangsfrist eingeräumt, so dass sie die Quoten erst 2008 

erfüllen mussten. Für alle neugegründeten Aktiengesell-

schaften galt das Gesetz bereits ab Januar 2006.

Die neue Quotenregelung erhielt eine breite politische 

Unterstützung im Parlament. Sie wurde von der damali-

gen Mitte-Rechts-Regierungskoalition (Bondevik II) vor-

geschlagen und mit Unterstützung der norwegischen Ar-

beiterpartei (Arbeiderpartiet) und der sozialistischen 

Linkspartei (Sosialistisk Venstreparti) verabschiedet. Nur 

die Abgeordneten der dem rechten politischen Spektrum 

angehörenden Fortschrittspartei (Fremskrittspartiet) 

stimmten gegen die Gesetzesreform.

Das politische Verfahren zog sich vom ersten Gesetzes-

entwurf, der den zuständigen Beratungsgremien6 vom 

Ministerium für Kinder und Gleichstellung 1999 vorge-

legt wurde, bis zur vollständigen Umsetzung der neuen 

Bestimmungen im Jahr 2008 über fast zehn Jahre hin. 

Darin spiegeln sich die kontroversen Diskussionen rund 

um dieses Thema wider und nicht zuletzt auch die Tatsa-

che, dass eine Quotenregelung einen Bruch der bis dahin 

geltenden Normen der norwegischen Geschlechter-

gleichstellungspolitik bedeutete, die sich traditionell 

nicht in die privatwirtschaftliche Sphäre eingemischt 

hatte.

Den ersten Schritt hin zu einer Regulierung der Anteile 

beider Geschlechter in Unternehmensführungen machte 

die Minderheitsregierung der Mitte-Rechts-Regierungs-

koalition unter Ministerpräsident Bondevik (Bondevik I) 

1999 im Rahmen einer umfassenderen Reform des Ge-

schlechtergleichstellungsgesetzes.7 Zum Teil aufgrund 

der Notwendigkeit, die rechtlichen Aspekte einer derarti-

gen Quotenregelung abzuwägen, war dieser Antrag 

dann aber doch nicht Teil dieser Gesetzesreform (Antrag 

Nr. 77, 2000/2001). Rechtsexperten waren der Auffas-

sung, dass so ein Quotengesetz eher in das Unterneh-

6. Zu den Beratungsgremien gehören in der Regel die Bereiche der öf-
fentlichen Verwaltung, die von dem Gesetzesentwurf betroffen sind so-
wie die Sozialpartner, Industrie- und Handelsorganisationen sowie zivilge-
sellschaftliche Organisationen.

7. Die Idee war, Artikel 21 des Geschlechtergleichstellungsgesetzes zu 
erweitern und auf alle Unternehmensführungen zu beziehen, wobei zu-
nächst eine Quote von 25 Prozent für beide Geschlechter vorgesehen war 
statt der 40 Prozent, die heute für die Verwaltungsräte aller Aktiengesell-
schaften verbindlich sind (Høringsbrev, Barne- og familiedepartementet, 
1999).

mensgesetz als das Geschlechtergleichstellungsgesetz 

gehöre. Gleichzeitig wurde die Quotenanforderung in 

Übereinstimmung mit der für staatliche (d. h. von einem 

Ministerium besetzte) Gremien und Ausschüsse gelten-

den Quoten (§ 21, Geschlechtergleichstellungsgesetz von 

1988) von 25 auf 40 Prozent angehoben. Der Gesetzes-

entwurf für die Übernahme einer solchen Quotenrege-

lung in das Unternehmensgesetz wurde dem Parlament 

2003 von der neuen Mitte-Rechts-Regierungskoalition 

(Bondevik II) vorgelegt (Antrag Nr. 97, 2002–2003) und 

noch im selben Jahr verabschiedet.

Eine hitzige Debatte – Pro und Contra Argumente 
für die Quote

Das Quotengesetz wurde nach einem langen politischen 

Verfahren, das von vielen politischen Auseinandersetzun-

gen, intensiven öffentlichen Debatten und großer Me-

dienaufmerksamkeit begleitet wurde, bemerkenswerter-

weise von einer großen parlamentarischen Mehrheit ver-

abschiedet.

Die Debatte war von einer Polarisierung zwischen Geg-

nern und Befürwortern der Regelung geprägt.8 Zu den 

Gegnern gehörten vor allem Verantwortliche aus der In-

dustrie und Vertreter von Arbeitgeberverbänden, wäh-

rend viele Politiker, oft in Schlüsselstellungen in der 

Regierung, zu den Befürwortern zählten. Diese Politiker 

kamen aus fast allen politischen Parteien, hauptsächlich 

aber aus der norwegischen Arbeiterpartei, der Konserva-

tiven Partei ((Høyre) und der Christdemokratischen Partei 

(Kristelig Folkeparti) (Cvijanovic 2009).

Drei Argumentationslinien standen im Mittelpunkt der 

Debatte, die sich um Gerechtigkeit, Fähigkeiten und 

Demokratie drehten.

Das Gerechtigkeitsargument

Befürworter: Die Befürworter stellten in den von ihnen 

vorgebrachten Argumenten zur Quotengesetzgebung 

das Gleichgewicht zwischen den Geschlechtern als ein 

8. Eine Studie von Teigen (2002) analysierte den Beratungsprozess der 
Regierung im Jahr 1999 (Stellungnahmen befragter Organisationen), be-
vor die Quotenregulierung eingeführt wurde. Cvijanovic (2009) unter-
suchte über einen Zeitraum von zehn Jahren die öffentliche Debatte in 
zwei norwegischen überregionalen Tageszeitungen mit deutlicher wirt-
schaftlicher Ausrichtung, die Aftenposten und Dagens Næringsliv.
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Gerechtigkeitsprinzip heraus. Sie unterstrichen den Ge-

rechtigkeitsaspekt im Sinne einer Ressourcenverteilung 

und vertraten die Auffassung, dass zur Erreichung einer 

Geschlechtergleichstellung eine positive Diskriminierung 

vonnöten sei. Die massive männliche Dominanz in den 

Führungspositionen norwegischer Unternehmen wurde 

für unakzeptabel erklärt und als möglicher Hinweis auf 

eine ungerechte Geschlechterdiskriminierung bezeich-

net.

Gegner: Das wichtigste Gegenargument war, dass eine 

Regulierung der geschlechtlichen Zusammensetzung von 

Verwaltungsräten nicht gerecht sei. Die Besetzung von 

Verwaltungsratsposten sollte nicht auf Grundlage des 

Geschlechts erfolgen. Die Inhaber eines Unternehmens 

sollten das Recht haben, jene Kandidaten auszuwählen, 

die sie für diese Aufgabe am geeignetsten halten. Die 

Quotenregulierung wurde als unrechtmäßige Ungleich-

behandlung und Diskriminierung von Männern bezeich-

net.

Das Fähigkeitsargument

Befürworter: Hier gab es zwei Argumentationslinien. 

Erstens wurde mit Blick auf das Humankapital vorge-

bracht, dass das gesamte Talentpotential einer Bevölke-

rung sich ziemlich gleichmäßig auf Männer und Frauen 

verteile und dass daher die extreme Vorherrschaft von 

Männern in Verwaltungsräten eine mangelnde Aus-

schöpfung der Fähigkeiten von Frauen bedeute. Für die 

Verwaltungsräte würde nur aus dem Talentpool der 

männlichen Bevölkerung geschöpft, während qualifi-

zierte und kompetente Kandidatinnen gar nicht ernsthaft 

in Erwägung gezogen würden. Bei der zweiten Argu-

mentationslinie ging es um die (organisatorischen) Vor-

teile der Miteinbeziehung von Frauen durch den speziel-

len Beitrag, den Frauen leisten können. Ein höherer Frau-

enanteil in Verwaltungsräten würde aufgrund der 

geschlechtlichen Unterschiede bei Anschauungen, Erfah-

rungen, Interessen usw. neue Per spektiven und neue Pro-

blemlösungsstrategien eröffnen.

Eines der Hauptargumente der Regierung war, dass ein 

ausgewogenes Verhältnis von Männern und Frauen in 

Verwaltungsräten sich positiv auf die Ertragskraft eines 

Unternehmens auswirken würde. Diese Argumentation 

steht in engem Zusammenhang mit dem Argument hin-

sichtlich der Nutzung von Fähigkeiten.

Gegner: Das Gegenargument in Bezug auf die Fähigkei-

ten bestand in erster Linie darin, dass die Quotenreform 

dazu führen würde, dass weniger kompetente Frauen 

kompetentere Männer ersetzen würden. Es wurde be-

hauptet, dass es nicht genügend Frauen mit relevanten 

Erfahrungen gäbe und dass die Einstellung von qualifi-

zierten Frauen zunächst auf einer unteren Ebene der or-

ganisatorischen Hierarchie erfolgen müsse, um einen 

Pool gut ausgebildeter Frauen zu bilden. Außerdem 

wurde noch einmal bekräftigt, dass die Unternehmensin-

haber am besten dafür qualifiziert seien, die kompeten-

testen Verwaltungsratsmitglieder auszuwählen. Des Wei-

teren wurde vorgebracht, dass die Quotenregelung einen 

Rückgang ausländischer Investitionen in norwegische 

Unternehmen zur Folge haben könnte. Angeblich wür-

den norwegische Firmen als weniger gewinnorientiert 

erachtet, wenn sie dem ausgeglichenen Geschlechterver-

hältnis eine höhere Priorität einräumen als der Besetzung 

der Verwaltungsratspositionen mit den kompetentesten 

Bewerbern.

Das demokratische Argument

Befürworter: Das demokratische Argument diente vor 

allem der Regierung als Begründung für die Quotenge-

setzgebung. Es hieß, dass eine gleichberechtigte Teilhabe 

der beiden Geschlechter an den wirtschaftlichen Ent-

scheidungsprozessen wesentlich für die norwegische De-

mokratie sei. Und damit gehe natürlich die gleichberech-

tigte Beteiligung an den Verwaltungsräten der einfluss-

reichsten Unternehmen einher, in denen der Staat oft 

eine Mehrheitsbeteiligung hält.

Gegner: Beim wichtigsten Gegenargument ging es um 

die Wirtschaftsdemokratie, im Sinne einer Aktionärs-

demokratie. Es wurde behauptet, dass die Quotengesetz-

gebung das demokratische Recht der Anteilseigner, Kan-

didaten aufzustellen, außer Kraft setze und vor allem 

auch die Wahlfreiheit auf der Aktionärsversammlung be-

einträchtige. Da die Anteilseigner der Unternehmen ihr 

Geld aufs Spiel setzen würden, sollten sie auch das Recht 

haben zu entscheiden, wer sie im Verwaltungsrat vertritt. 

Die Quotenregelung stelle die traditionellen Grundsätze 

der auf Eigentümerschaft basierenden Entscheidungsfrei-

heit in Frage.
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Schritt für Schritt – der politische Prozess

Der politische Prozess, der zum jetzigen Quotengesetz 

führte, ging auf eine Initiative der damaligen Ministerin 

für Geschlechtergleichstellung, der Christdemokratin 

Valgerd Svarstad Haugland, zurück. Sie machte den Vor-

schlag für eine Quotenregelung für Unternehmensleitun-

gen 1999 bei einer Anhörung im Zusammenhang mit 

einer umfassenden Reform des Geschlechtergleichstel-

lungsgesetzes. Dass ein Thema, das alle Merkmale tradi-

tioneller sozialdemokratischer Politik aufweist – sowohl 

im Hinblick auf die Art der Maßnahme als auch auf den 

Wunsch, die Privatwirtschaft zu regulieren – von einer 

christdemokratischen Ministerin vorgebracht wurde, trug 

vermutlich dazu bei, dass sich ein ungewöhnlicher Rah-

men für die Debatte herausbildete. Der Vorschlag war 

vollkommen neuartig; noch nie zuvor hatte jemand 

etwas Ähnliches angedacht.

Ministerin Hauglands Nachfolgerin Laila Dåvøy trieb wäh-

rend der zweiten Bondevik-Regierung den Gesetzesent-

wurf mit Nachdruck voran. In der letzten Phase des Ge-

setzgebungsverfahrens kam jedoch dem Handels- und 

Industrieminister Ansgar Gabrielsen von den Konservati-

ven eine besonders wichtige Rolle zu. Kurz vor der ab-

schließenden Regierungsdebatte am 22. Februar 2002 

erklärte er in einem Interview mit Norwegens auflagen-

stärkster Tageszeitung Verdens Gang, dass er der Vor-

herrschaft der Männer im Wirtschaftsleben überdrüssig 

sei.9 Diese Aussage ist vermutlich vor allem deshalb so 

bedeutsam, weil sie dazu beitrug, dass auch skeptische 

Abgeordnete der Konservativen Partei in der Regierung 

und im Parlament, die eigentlich gegen das Gesetz stim-

men wollten, es nun unterstützten. Ein Widerstand von 

dieser Seite hätte womöglich die Basis für eine breite 

Mehrheit zugunsten des Gesetzentwurfs unterminiert.

Die ungewöhnliche politische Konstellation in dieser 

Frage trug vermutlich dazu bei, die Opposition gegen 

den Entwurf auszuhöhlen, unter anderem weil es un-

möglich war, ihn als einen Versuch der Wirtschaftsregu-

lierung seitens der Sozialdemokraten abzutun. Wie be-

reits erwähnt, stimmten ausschließlich die Abgeordneten 

der Fortschrittspartei gegen die Reform. Im Sinne einer 

liberalen Wirtschaftsdoktrin argumentierten sie, dass ein 

marktwirtschaftlicher Wettbewerb der beste Schutz ge-

9. Nachzulesen unter: http://www.vg.no/nyheter/innenriks/artikkel.
php?artid=3024189.

gen Diskriminierung sei und dass eine Quotenregelung 

selbst als eine Form der Diskriminierung angesehen wer-

den könne (Cvijanovic 2009: 57).

Zu erwähnen sind zwei wichtige Beratungsprozesse zu 

der Quotengesetzgebung. Eine Umfrage zum Stand-

punkt der verschiedenen betroffenen Akteure offen-

barte, dass neben den Arbeitnehmerorganisationen vor 

allem Vertreter aus den Ministerien und ihren Abteilun-

gen, vor allem der für Gleichstellungspolitik Zuständigen, 

zu den Befürwortern der Quotenregelung gehörten. 

Frauenorganisationen nahmen überhaupt keine Stellung. 

Man kann nur spekulieren, warum das so war. Mög-

licherweise hielten sie dies für eine Angelegenheit, die 

sowieso nur Frauen in Elitepositionen betraf. Die Quoten-

regelung wurde jedoch von den Frauenorganisationen 

innerhalb der politischen Parteien aktiv vorangetrieben. 

Die Frauen in der Konservativen Partei spielten hier eine 

maßgebliche Rolle, insbesondere weil die Frage für er-

hebliche Kontroversen sorgte. Dies wurde jedoch bisher 

nicht gründlich untersucht. Auch die Medien, insbeson-

dere die Boulevardpresse, sprachen sich entschieden für 

die Quote aus. Bei der letzten Anhörung 1999 äußerten 

sich mit Ausnahme des Verbands der Rechtsanwälte alle 

Berufsverbände und Gewerkschaften positiv zur Quoten-

regelung (Teigen 2002: 86).

Eine vorläufige Bestandsaufnahme

Seit der endgültigen Einführung des Quotengesetzes 

wird kaum noch darüber diskutiert. Ein Überblick über 

die Debatte in den Zeitungen offenbart, dass das Gesetz 

2002 am heftigsten diskutiert wurde, ein Jahr, bevor es 

im Parlament zur Abstimmung stand. Die Auseinander-

setzung wurde 2005, also ein Jahr bevor das Gesetz in 

Kraft trat, noch einmal lauter, aber erreichte nicht noch 

einmal das Niveau von 2002 (Cvijovic 2009: 50). Seit 

2005 erscheint in den Medien kaum noch etwas zu die-

sem Thema. Es wurden auch keine Meinungsumfragen 

durchgeführt, weshalb wir nur wenig über die öffentliche 

Meinung zu dieser Frage wissen. Auffällig ist allerdings, 

dass von den Arbeitgeberorganisationen keinerlei Prob-

leme gemeldet werden, obwohl das Gesetz inzwischen 

mehrere Jahre in Kraft ist. Wie bereits erwähnt, waren 

alle Arbeitgeberverbände vor seiner Einführung gegen 

das Gesetz und einige hatten geäußert, dass es sich als 

schwierig erweisen würde, kompetente Frauen zu fin-

den. Dass von diesen Problemen nun aus den Arbeitge-
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berverbänden nichts zu hören ist, könnte bedeuten, dass 

die erwarteten Schwierigkeiten nicht aufgetreten sind. 

Weder Unternehmer noch Geschäftsführer gaben an, 

dass sie Mühe gehabt hätten, geeignete weibliche Ver-

waltungsratsmitglieder zu finden. Andererseits ist dies 

nicht wirklich überraschend, denn eine solche Aussage 

würde negativ auf das Unternehmen zurück fallen.

Der Wandlungsprozess

Abbildung 1  Frauen in den Verwaltungsräten norwe-

gischer Aktiengesellschaften, 2002–2009 (in Prozent)

Das Quotengesetz hat einen bedeutenden Wandel in der 

geschlechtlichen Zusammensetzung der Unternehmens-

leitungen herbeigeführt.10 Ende der 1990er Jahre lagen 

noch keine verlässlichen Statistiken über den Frauenan-

teil in Verwaltungsräten vor. Bei einem geschätzten An-

teil von etwa zwei bis vier Prozent weiblicher Führungs-

kräfte war jedoch deutlich, dass die Spitzenpositionen in 

Unternehmen im Grunde den Männern vorbehalten wa-

ren. Seit Einführung statistischer Aufzeichnungen stieg 

der Anteil der Frauen allmählich an: auf 6 Prozent 2002, 

9 Prozent 2004, 12 Prozent 2005, 18 Prozent 2006, 

25 Prozent 2007, 36 Prozent 2008 und schließlich 40 Pro-

zent 2009 (siehe Diagramm). Der Frauenanteil hat das 

vorgeschriebene Minimum von 40 Prozent nicht über-

schritten. Zum einen ist das darauf zurück zu führen, dass 

Unternehmen, in denen ein Geschlecht mit weniger als 

20 Prozent der Mitarbeiter vertreten ist, ein gewisser 

Spielraum bei der Erfüllung der Quoten eingeräumt wird, 

und zum anderen wirkt sich die Zahl kleiner Verwaltungs-

10. In Norwegen gibt es zwei Hauptformen an Aktiengesellschaften: 
börsennotierte Firmen und Kapitalbeteiligungsgesellschaften. Insgesamt 
gibt es 450 solcher Unternehmen im Land mit rund 2 400 Verwaltungs-
ratssitzen, die von etwa 1 400 verschiedenen Personen besetzt sind: von 
800 Männern und 600 Frauen.

(Institut für Sozialforschung)
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räte mit drei oder weniger Mitgliedern negativ auf den 

Frauenanteil aus. Wie oben angeführt, ist für diese Ver-

waltungsräte nur ein weibliches Mitglied gesetzlich vor-

geschrieben.

Zwar hat sich die geschlechtliche Zusammensetzung der 

Verwaltungsräte schnell verändert, aber innerhalb der 

Räte besteht weiterhin eine Geschlechterhierarchie. Den 

Vorsitz hat fast immer ein Mann inne. Nur fünf Prozent 

der Vorsitzenden sind Frauen. Auch Geschäftsführerin-

nen sind eher die Ausnahme: Nur zwei Prozent der an der 

Osloer Börse notierten Unternehmen haben eine Ge-

schäftsführerin. Die höchsten Führungspositionen in den 

größten Unternehmen sind nur zu zehn Prozent mit 

Frauen besetzt (siehe Heidenreich 2009, 2010). Vermut-

lich ist es noch zu früh, um hier zukünftige Auswirkun-

gen des Quotengesetzes vorherzusagen.

Abbildung 2  Frauen in Verwaltungsräten von Aktien-

gesellschaften, insgesamt und Vorsitzende (in Prozent) 

(Unternehmensregister) 

Sanktionen – der Schlüssel zum Erfolg

Die erfolgreiche Umsetzung des Quotengesetzes ist in 

erster Linie auf die Androhung ziemlich harter Sanktionen 

bei Nichterfüllung zurückzuführen. Es mussten keine 

neuen Sanktionen eingeführt werden, weil in dem Ge-

setz, das um die Quotenregelung erweitert wurde, bereits 

angemessene Strafmaßnahmen bis hin zur Zwangsauflö-

sung des Unternehmens für Verstöße festgeschrieben 

waren. Dieselben Sanktionen drohen nun auch Unterneh-

men, die trotz mehrfacher Mahnungen keinen Verwal-

tungsrat mit der gesetzlich vorgeschriebenen Zusammen-

setzung einrichten.11 Außerdem wird die Eintragung eines 

11. Ein anderer Grund für eine Zwangsauflösung könnte sein, dass ein 
Unternehmen die vorgeschriebenen Jahresberichte nicht rechtzeitig beim 
Unternehmensregister einreicht.

(Institut für Sozialforschung)
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Verwaltungsrates in das Unternehmensregister verwei-

gert, wenn seine Zusammensetzung nicht der vom Gesetz 

vorgeschriebenen entspricht, genauso wie die Registrie-

rung eines Geschäftsführers oder Wirtschaftsprüfers ver-

weigert wird, wenn dieser nicht die gesetzlichen Anfor-

derungen erfüllt. Dem Bericht des Unternehmensregisters 

zufolge erfüllen zur Zeit alle Unternehmen, die dem Quo-

tengesetz unterliegen, die Anforderungen.

Laut Aktiengesellschaftsgesetz kann das Ministerium für 

Handel und Industrie entscheiden, dass aufgrund eines 

»beträchtlichen öffentlichen Interesses« keine Zwangs-

auflösung durchgeführt wird. In diesen Fällen muss das 

Unternehmen solange Geldstrafen bezahlen, bis es den 

gesetzlichen Vorschriften nachkommt.

Unternehmensauflösungen sind schon seit 1977 Be-

standteil des norwegischen Rechtssystems. Die Erfahrung 

hat gezeigt, dass die meisten Unternehmen, denen eine 

solche Strafmaßnahme droht, prompt das zu Grunde lie-

gende Problem aus dem Weg schaffen. Dies traf auch zu, 

als die Quotenregelung eingeführt wurde. Im Januar 

2008 verstießen noch 77 Aktiengesellschaften gegen die 

Regeln der Geschlechtervertretung. Diese Unternehmen 

erhielten vom Brønnøysund Registrierungszentrum die 

Aufforderung, innerhalb von vier Wochen den Anforde-

rungen gerecht zu werden. Aus einer Pressemitteilung 

des Brønnøysund Zentrums vom 22. Februar 2002 geht 

hervor, dass zwölf Unternehmen eine weitere Frist von 

vier Wochen eingeräumt wurde. Im April 2008 war klar, 

dass keins der Unternehmen zwangsaufgelöst werden 

würde; allerdings änderten einige Unternehmen ihren 

gesetzlichen Status von einer Aktiengesellschaft in eine 

GmbH.

Die Auswirkungen der Quote

Im Zuge der Einführung der Quote entstanden eine Reihe 

von Datenbanken, oft auch im Zusammenhang mit spe-

zifischen Weiterbildungsprogrammen für Frauen, die sie 

auf die Arbeit in Verwaltungsräten vorbereiten sollten. 

Frauen, die an Sitzen in Verwaltungsräten interessiert 

sind, können sich namentlich und mit ihrem Lebenslauf 

in diesen Datenbanken registrieren lassen, die den Unter-

nehmen für die Suche nach geeigneten Frauen zur Beset-

zung von Verwaltungsratssitzen zur Verfügung stehen. 

Es wurden vier landesweite sowie eine Reihe kleinerer 

regionaler und branchenspezifischer Datenbanken einge-

richtet. In dieser Studie richten wir unser Augenmerk auf 

die vier nationalen Datenbanken, die größer und bekann-

ter sind. Zwei von ihnen wurden von Ministerialabteilun-

gen, eine dritte vom Verband der Rechtsanwälte und die 

vierte vom größten Arbeitgeberverband eingerichtet. Die 

beiden staatlichen Datenbanken wurden bereits 1998 

und 1999 eingerichtet und sollten dem Ziel dienen, mehr 

Frauen in Führungspositionen, insbesondere in Verwal-

tungsräte zu bringen. In die eine Datenbank können sich 

alle Frauen aufnehmen lassen, während sie für die Regis-

trierung in der anderen einen Kurs zu Themen im Zusam-

menhang mit der Arbeit in Verwaltungsräten absolvieren 

oder bereits Verwaltungsratsmitglied gewesen sein müs-

sen. In letzterer Datenbank sind auch männliche Bewer-

ber für Verwaltungsratspositionen registriert.

Die dritte Datenbank wurde vom Verband der Rechts-

anwälte 2004 eingerichtet und gehörte zu einem Pro-

gramm, das neben einem Netzwerk auch Kurse in 

Management und Verwaltungsratsarbeit beinhaltete. 

Wichtigstes Motiv dieser Initiative ist der Standpunkt des 

Verbandes, dass Rechtsanwälte mit ihren Qualifikationen 

besonders gut für die Arbeit in Verwaltungsräten und 

Führungspositionen geeignet sind. In dieses Netzwerk 

wurden nur Rechtsanwältinnen aufgenommen.

Die vierte Datenbank vom größten Arbeitgeberverband 

unterscheidet sich von den anderen. Ein zentrales Ele-

ment des mit ihr einhergehenden Programms mit dem 

Titel »Weibliche Zukunft« ist, dass Unternehmensleitun-

gen die treibende Kraft dabei sein sollten, mehr Frauen 

in Verwaltungsräte zu bringen. Bei diesem Projekt werden 

daher nicht geeignete Kandidatinnen rekrutiert, sondern 

Unternehmen und Geschäftsführer. Die Unternehmen 

müssen sich den Zielen des Programms verschreiben, d. h. 

sich für die Identifizierung talentierter Frauen verantwort-

lich fühlen und diese Frauen dazu motivieren, innerhalb 

von zwei Jahren Führungspositionen und Verwaltungs-

ratssitze einzunehmen. Die Unternehmen unterzeichnen 

eine Absichtserklärung, die sowohl für das Unternehmen 

als auch für die betreffende Frau verbindlich ist. Hier sind 

es also die Unternehmen, die talentierte Frauen aus ihrer 

eigenen Organisation auswählen. Die Frauen müssen ob-

ligatorische Kurse besuchen und werden in der Daten-

bank registriert. Die Kurse beschäftigen sich mit Manage-

mententwicklung, der Rolle und Aufgabe des Verwal-

tungsrats sowie der Bildung von Netzwerken, um Frauen 

sichtbarer und präsenter zu machen und Plattformen zu 

schaffen, auf denen Frauen sich treffen können. Daneben 



11

AAGOTH STORVIK UND MARI TEIGEN  |  DAS NORWEGISCHE EXPERIMENT

werden die Frauen auch in Rhetorik und Präsentations-

methoden geschult. Von 2003 bis 2005 waren Unterneh-

men, die den neuen Quotenbestimmungen nachkommen 

mussten, Zielgruppe des Programms. In diesem Zeitraum 

nahmen insgesamt 370 Frauen aus diesen Aktiengesell-

schaften daran teil (bis Ende 2008 waren es dann 

1 070 Frauen). Das Programm läuft auch heute weiter, 

aber es sind nur noch wenige Aktiengesellschaften daran 

beteiligt.

Hinsichtlich all dieser Maßnahmen bleibt festzuhalten, 

dass die Teilnehmerinnen offensichtlich mit den Kursen 

und Netzwerken zufrieden, aber skeptisch gegenüber 

den Datenbanken sind. Zu ähnlichen Ergebnissen kamen 

auch andere, die sich mit den Datenbanken befassten 

(siehe Moe 2009: 86–88). Ebenso legen unsere eigenen 

Untersuchungen den Schluss nahe, dass die Datenban-

ken nur sehr eingeschränkte Wirkung haben (Heiden-

reich, erscheint in Kürze). Ein Grund dafür scheint zu 

sein, dass die Unternehmen ungern Verwaltungsratsmit-

glieder anwerben, die sie nicht persönlich kennen 

(Hetland 2007).

Mit Ausnahme des Verbands der Rechtsanwältinnen ent-

wickelte kein Berufsverband und keine Gewerkschaft 

Programme oder Datenbanken. Die Programme des Ver-

bands der Rechtsanwältinnen und des Arbeitgeberver-

bandes scheinen auf der Annahme zu beruhen, dass es 

Frauen an der notwendigen Kompetenz mangelt, als Ver-

waltungsratsmitglieder zu fungieren. Beide Programme 

stehen ausschließlich Frauen offen und fordern oben-

drein, dass die Frauen spezielle Kurse im Zusammenhang 

mit Verwaltungsratsaufgaben absolvieren. Als diese Pro-

gramme eingerichtet wurden, wurde diese Prämisse in 

den öffentlichen Debatten mit dem Hinweis kritisiert, 

dass Männer schon lange Verwaltungsratsmitglieder 

seien, ohne vorher Kurse zur Qualifizierung für diese 

Positionen absolvieren zu müssen.

Die Quote und der wirtschaftliche Erfolg von Unter-
nehmen

Die wirtschaftlichen Folgen der Gesetzesreform in Nor-

wegen sind noch nicht deutlich zu erkennen. Auf inter-

nationaler Ebene liegt jedoch reichlich Wirtschaftslitera-

tur über den Zusammenhang zwischen Frauen in Füh-

rungspositionen und -gremien und der wirtschaftlichen 

Leistung von Unternehmen vor. Allerdings besteht noch 

keine Einigkeit über die Kausalitätsrichtung und -stärke 

dieses Zusammenhangs (Terjesen, Sealy und Singh 2009). 

Das größte Problem scheint darin zu bestehen, die kau-

sale Auswirkung zu isolieren. Einige Studien benennen 

Korrelationen, wo die Kausalität nicht klar ist. Außerdem 

wird die wirtschaftliche Leistung auf unterschiedliche Art 

gemessen. Im Folgenden geben wir einen kurzen Über-

blick über einige der neueren Untersuchungen.

Anhand der Daten von 112 im Wirtschaftsmagazin 

Fortune aufgeführten amerikanischen Unternehmen 

untersuchten Erhardt, Werbel und Shrader (2003) den Zu-

sammenhang zwischen einer Diversität in der Geschäfts-

führung (25 Prozent Nichtweiße und Frauen) und dem Un-

ternehmenserfolg (Eigenkapital- und Anlagenrendite).12 

Sie stellen bei beiden finanziellen Indikatoren einen posi-

tiven Zusammenhang fest und kommen zu dem Schluss, 

dass eine Diversität in den Führungsgremien sich ins-

gesamt positiv auf die Unternehmensleistung auswirkt. 

In einer anderen Studie von 797 Unternehmen aus der 

Fortune-1000-Liste fanden Carter, Simkins und Simpson 

(2003), dass Unternehmen mit mindestens zwei Frauen 

im Verwaltungsrat gemessen am Tobins Quotient13 und 

an der Eigenkapitalrendite besser abschneiden als Firmen 

mit weniger Frauen in der Unternehmensleitung.

Smith et al. (2006) untersuchten anhand dänischer Daten 

den Zusammenhang zwischen Frauen in Spitzenpositio-

nen, in Verwaltungs- und Aufsichtsräten und dem Unter-

nehmenserfolg. Ihre Ergebnisse zeigen auch nach der 

Kontrolle von zahlreichen Firmenmerkmalen und Kausa-

litätsrichtungen, dass sich ein höherer Anteil von Frauen 

in Führungspositionen häufig positiv auf den Unterneh-

menserfolg auswirkt. Ihre Ergebnisse in Bezug auf Frauen 

in Verwaltungs- und Aufsichtsräten sind nicht eindeutig 

und hängen von der Messmethode ab. Rose (2007) fand 

keine Korrelation zwischen Tobins Quotient und Ge-

schlechterdiversität in dänischen Verwaltungsräten, wies 

aber darauf hin, dass dies auch daran liegen könne, dass 

der Frauenanteil in dänischen Verwaltungsräten mit etwa 

vier Prozent womöglich zu gering sei, um als kritische 

Masse zu fungieren.

12. Eigenkapitalrendite ist ein Indikator, wie profitabel ein Unternehmen 
gemessen an seinem Gesamtvermögen ist. Mit der Anlagenrendite wird 
die Rentabilität von Investitionen gemessen.

13. Der Tobins Quotient zeigt das Marktwert-Buchwert-Verhältnis eines 
Unternehmens.
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Eine andere Forschungsrichtung, auf die Terjesen, Sealy 

und Singh (2009: 330) verweisen, ist die unmittelbare 

Wirkung, die die Ernennung einer Geschäftsführerin auf 

den Aktienpreis eines Unternehmens hat. Ding und 

Charoenwong (2004) legten eine Studie von Firmen in 

Singapur vor, in der sie in dieser Hinsicht einen positiven 

Zusammenhang fanden. Lee und James (2007) kamen 

für US-Unternehmen zu dem Ergebnis, dass die Aktien-

preise sich nach der Ernennung eines weiblichen Vor-

standsmitglieds im Vergleich zur Ernennung eines neuen 

männlichen Vorstandsmitglieds negativ entwickelten. 

Aus einer Untersuchung englischer Firmen von Ryan und 

Haslam (2005) geht hervor, dass der Aktienpreis steigt, 

wenn während einer allgemeinen Wirtschaftskrise eine 

Frau zur Geschäftsführerin ernannt wird, auch wenn der 

Unternehmenserfolg sich ansonsten nicht ändert. In ihrer 

Studie von 2008 anhand von »objektiven«, auf Bilanz 

und Aktienpreisen beruhenden Messkriterien fanden sie 

keinen Zusammenhang zwischen der Präsenz von Frauen 

in Verwaltungsräten und dem wirtschaftlichen Erfolg ei-

nes Unternehmens an seiner Bilanz gemessen. Allerdings 

fanden sie eine signifikante negative Korrelation mit dem 

Aktienwert, gemessen am Tobins Quotienten.

Der kleine Unterschied? – 
Frauen in Führungsetagen

Eine kürzlich durchgeführte Erhebung über den Anteil 

von Frauen und Männern bei den Geschäftsführern und 

in anderen Führungspositionen börsennotierter norwegi-

scher Unternehmen ergab, dass die Vorherrschaft der 

Männer ungebrochen ist: von den Geschäftsführern sind 

weniger als zwei Prozent Frauen und nur etwa zehn Pro-

zent der anderen hohen Führungspositionen sind von 

Frauen besetzt (Heidenreich 2009). Es ist jedoch noch zu 

früh, um festzustellen, ob die Quotenreform zu einer Er-

höhung des Frauenanteils bei den Spitzenpositionen in 

der norwegischen Wirtschaft führen wird.

Forschungen haben ergeben, dass die Präsenz von 

Frauen in Verwaltungsräten allgemein einige Auswirkun-

gen hat. Nielsen und Huse (2010) kommen zu dem 

Schluss, dass in Norwegen die Verwaltungsräte mit höhe-

rem Frauenanteil besser in Bezug auf strategische Kont-

rolle sind. Brown, Brown und Anastasopoulos (2002) fan-

den für Kanada heraus, dass Verwaltungsräte mit einem 

höheren Frauenanteil mehr formale Verfahrensweisen 

und Richtlinien erarbeiten.

Inwiefern Frauen in Verwaltungsräten einen Einfluss auf 

die Arbeitsorganisation haben, wurde bisher kaum er-

forscht. Zwei Ausnahmen sind Brown, Brown und 

Anastasopoulos (2002) sowie Billimoria (2006), die sich 

mit der Situation in Kanada bzw. in den USA befassten. 

Sie fanden einen positiven Zusammenhang zwischen der 

Anzahl weiblicher Verwaltungsratsmitglieder und der An-

zahl von weiblichen Führungskräften in einem Unterneh-

men. Sie argumentieren, dass ein höherer Frauenanteil im 

Verwaltungsrat wahrscheinlich dazu führt, dass es auch 

mehr weibliche Führungskräfte gibt, räumen aber ein, 

dass Ursache und Wirkung auch andersherum sein bzw. 

in beide Richtungen funktionieren könnten (eine hohe 

Anzahl weiblicher Führungskräfte bedeutet auch, dass es 

mehr Frauen gibt, die in den Verwaltungsrat gewählt wer-

den können).

Einstellungswechsel?

Es ist gut möglich, dass viele Unternehmen und Ge-

schäftsführer die Quotenregelung als eine unnötige und 

lästige Vorschrift erachten. Sowohl aus der öffentlichen 

Debatte als auch aus Gesprächen mit Führungskräften 

aus der Wirtschaft geht jedoch hervor, dass das Quoten-

gesetz allgemein akzeptiert wird und nicht länger ein 

kontrovers diskutiertes Thema ist. Es scheint, als sei die 

ziemlich starke Opposition gegen das Quotengesetz, die 

vor seiner Verabschiedung durch das Parlament laut ge-

worden war, nun völlig verstummt. Viele bringen ihre 

Zustimmung oder gar Zufriedenheit mit dieser neuen 

Politik zum Ausdruck. Dies trifft vor allem für Frauen im 

Unternehmensbereich zu. Es scheint eine Art Umkehr im 

Denken stattgefunden zu haben, für die folgende Aus-

sage typisch ist: »Ich stand den Quoten anfangs sehr kri-

tisch gegenüber, aber heute, seit ich die Veränderungen 

im Wirtschaftsleben und insbesondere in den Verwal-

tungsräten erlebe, ist mir klar, dass sie eine wichtige und 

notwendige Maßnahme waren.« Das vorläufige Ergebnis 

unserer Erhebung zu Verwaltungsratsmitgliedern (siehe 

unten) weist in dieselbe Richtung, wobei nur sehr wenige 

sich unzufrieden zeigen.

Qualifikationsprofil

Im Rahmen unseres Forschungsprojekts führten wir im 

Herbst 2009 eine Erhebung durch. Unsere Analysen sind 

noch nicht beendet, sodass wir hier nur einige vorläufige 
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Trends präsentieren können. Der Fragebogen war an alle 

Verwaltungsratsmitglieder in Aktiengesellschaften ge-

schickt worden und wir konnten einen Rücklauf von 

62 Prozent verzeichnen.

Aus der Erhebung geht hervor, dass Verwaltungsratsvor-

sitzende fast ausschließlich Männer sind, wobei unter 

den stellvertretenden Vorsitzenden ein paar Frauen mehr 

zu finden sind. Die weiblichen Verwaltungsratsmitglieder 

sind im Allgemeinen jünger als ihre männlichen Kollegen 

und ihr Bildungsniveau ist etwas höher. Während 29 Pro-

zent der Männer über 60 Jahre alt war, kamen nur 

sechs Prozent der Frauen aus dieser Altersgruppe; und 

während 36 Prozent der Frauen ein mindestens sechsjäh-

riges Universitätsstudium absolviert hatten, traf dies nur 

auf 22 Prozent der Männer zu.

In Bezug auf den Studienhintergrund bestehen nur ge-

ringe Unterschiede zwischen männlichen und weiblichen 

Verwaltungsratsmitgliedern. Ein etwas höherer Anteil an 

Männern hat technische und naturwissenschaftliche Fä-

cher studiert. Was die Berufsbezeichnungen angeht, gibt 

es geringe Unterschiede zwischen männlichen und weib-

lichen Verwaltungsratsmitgliedern. Männer geben häufi-

ger an, dass sie in erster Linie Anteilseigner oder haupt-

beruflich Verwaltungsratsmitglieder seien. Frauen geben 

etwas häufiger an, dass sie hauptberuflich Führungs-

kräfte seien, aber der Unterschied ist nicht signifikant.

Einer unveröffentlichten Studie von Ahren und Dittmar 

(2009) zufolge hat die Zahl der Geschäftsführer in den 

Verwaltungsräten norwegischer Aktiengesellschaften je-

doch seit der Einführung der neuen Quotenregelung ab-

genommen. Dieser Befund lässt darauf schließen, dass 

die neuen weiblichen Verwaltungsratsmitglieder seltener 

Geschäftsführerinnen, sondern häufiger Abteilungsleite-

rinnen sind. Betrachtet man alle Forschungsergebnisse 

zusammen, scheint es, als habe die Reform sowohl zu 

einer Zunahme als auch zu einer Abnahme von formalen 

Fähigkeiten bei den Verwaltungsratsmitgliedern geführt. 

Während die neuen weiblichen Verwaltungsratsmitglie-

der höhere Bildungsabschlüsse mitbringen, scheint es ih-

nen an beruflichen Qualifikationen zu mangeln. Ihr Fä-

higkeitsprofil, gemessen an der Art der Ausbildung und 

der Art der Berufsbildung, unterscheidet sich aber kaum 

von dem ihrer männlichen Kollegen.

Unsere Studie zeigt, dass Frauen in der Regel nicht mehr 

Verwaltungsratssitze in verschiedenen Aktiengesellschaf-

ten gleichzeitig innehaben als Männer. Hier gibt es aller-

dings eine kleine Ausnahme: Unter den Verwaltungsrats-

mitgliedern, die vier oder mehr Sitze gleichzeitig beset-

zen, finden sich mehr Frauen. Unserer Studie zufolge sind 

das vier Prozent der weiblichen Verwaltungsratsmitglie-

der gegenüber nur einem Prozent bei den Männern. 

Fasst man alle Arten von Mitgliedschaften in Unterneh-

mensgremien zusammen, haben Männer eindeutig mehr 

Sitze und Posten als Frauen inne.

Die neuen Rollenerfahrungen der Aufsichtsrätinnen

Lippold und Sandaker (2008) haben die Erfahrungen von 

Frauen mit ihrer Rolle im Verwaltungsrat untersucht. Die 

Studie bezog Frauen mit ein, die in Folge der Quoten-

regulierung zu Verwaltungsratsmitgliedern ernannt wur-

den, Frauen, die schon vor der Reform in Verwaltungs-

räten von Aktiengesellschaften saßen, und Frauen, die 

Mitglieder von Verwaltungsräten anderer Unterneh-

mensformen sind. Es war nicht möglich, diese verschie-

denen Gruppen von Frauen getrennt zu untersuchen, 

aber einige der Ergebnisse sind so eindeutig, dass dies 

kein Problem darstellt. Aus der Studie geht hervor, dass 

sich Frauen in den Verwaltungsräten willkommen und 

anerkannt fühlen. Sie haben keine Angst, ihre Meinung 

zu äußern, und sie wissen ihre Position als Verwaltungs-

ratsmitglied zu schätzen. Die Studie ist nicht ganz so ein-

deutig im Hinblick auf die Einbeziehung in Netzwerke, 

aber eine deutliche Mehrheit der weiblichen Verwal-

tungsratsmitglieder fühlt sich in dieser Hinsicht nicht aus-

gegrenzt. Eine Minderheit findet die Situation problema-

tisch, aber das könnte bei männlichen Verwaltungsrats-

mitgliedern genauso der Fall sein. Diese Erkenntnisse 

stimmen auch mit den vorläufigen Analysen unserer ei-

genen Studie überein.

Was andere Länder von Norwegen lernen 
können

Ohne Quote geht es nicht

Die Entwicklungen, die dem Inkrafttreten des Quoten-

gesetzes vorausgingen, können uns etwas über die Be-

deutung der neuen Bestimmungen sagen. Bevor das nor-

wegische Parlament 2003 eine Zusatzbestimmung für 

das Aktiengesellschaftsrecht verabschiedete, betrug der 

Anteil an Frauen in Verwaltungsräten insgesamt gerade 
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einmal sechs Prozent. Als der Zusatz eingeführt wurde, 

hieß es, dass das Gesetz für die Unternehmen nicht in 

Kraft treten würde, falls sie die Anzahl der weiblichen 

Verwaltungsratsmitglieder freiwillig auf die geforderte 

Anzahl erhöhten. Dies geschah aber nicht, vermutlich 

aufgrund der ideologischen Ressentiments der Unterneh-

mer gegen die Quotenregelung. Die Vertreter der priva-

ten Unternehmen waren grundsätzlich gegen das Ge-

setz, wie aus Debatten in den Zeitungen und früheren 

Untersuchungen hervorgeht (Teigen 2002, Skjeie und 

Teigen 2003, Cvijovic 2009). Neben den ideologischen 

Widerständen stellte die Quotenregelung für Aktienge-

sellschaften wahrscheinlich auch eine Unannehmlichkeit 

praktischer Art dar. Wahrscheinlich enthielten die übli-

chen Netzwerke der Unternehmer für die Rekrutierung 

von Verwaltungsratsmitgliedern nur wenige Frauen, so-

dass sie anfänglich auf einige Schwierigkeiten stießen, 

weibliche Kandidaten für Verwaltungsratssitze zu finden. 

Vor 2006 war nur ein bescheidener Anstieg auf 16 Pro-

zent weiblicher Verwaltungsratsmitglieder zu verzeich-

nen. Das beweist, wie wichtig es war, das Gesetz endgül-

tig in Kraft treten zu lassen.

Selbstkritik – Ist Norwegen weit genug gegangen?

In Norwegen war neben den staatlichen Unternehmen 

nur eine kleine Gruppe von Privatunternehmen von der 

Gesetzesreform betroffen. Es ist eine interessante Frage, 

inwieweit sich dieser eingeschränkte Geltungsbereich auf 

das Ergebnis ausgewirkt hat. Man kann nur darüber spe-

kulieren, was passiert wäre, wenn alle privaten Unterneh-

men – sowohl GmbHs als auch Aktiengesellschaften – 

unter dieses Gesetz fallen würden. In dem Fall hätte eine 

sehr viel größere Zahl an Frauen als Verwaltungsratsmit-

glieder rekrutiert werden müssen. Wäre der Pool an ta-

lentierten Frauen groß genug gewesen? Erwähnenswert 

ist, dass die Unternehmen, für die die Quotenregelung 

verbindlich ist, eine maßgeblichere Rolle in der norwegi-

schen Wirtschaft spielen. Im Jahr 2004 betrugen die Um-

sätze jeder Aktiengesellschaft etwa 136 Millionen Euro, 

während die GmbHs im Allgemeinen nicht über einen 

Umsatz von zwei Millionen Euro hinauskamen (Heiden-

reich 2009: 222). Die Aktiengesellschaften sind die ein-

flussreichsten Unternehmen in Norwegen und ziehen da-

her auch die kompetentesten männlichen Verwaltungs-

ratsmitglieder an, die am schwersten zu ersetzen sein 

müssten, wie man annehmen sollte. Da es all diesen Un-

ternehmen gelungen ist, Frauen zu finden, die offen-

sichtlich die männlichen Verwaltungsratsmitglieder erset-

zen können, könnte man argumentieren, dass dies auch 

den kleineren und weniger einflussreichen Unternehmen 

gelingen könnte.

Die europäische Aufholjagd

Als die norwegische Quotenregelung eingeführt wurde, 

war sie die erste ihrer Art weltweit. Mit ihrer Einführung 

scheint jedoch ein Verbreitungsprozess in Gang gekom-

men zu sein. Die norwegische Quotenregelung für Füh-

rungspositionen in der Wirtschaft hat in ganz Europa De-

batten über die anhaltende Dominanz von Männern in 

wirtschaftlichen Entscheidungsprozessen und über die 

Möglichkeit, ähnliche Quotenbestimmungen anzuneh-

men, in Gang gesetzt: Die spanische Regierung hat sich 

verpflichtet, bis 2015 eine Quote von mindestens 40 Pro-

zent für beide Geschlechter zu erreichen (De Anca 2008). 

Auch Island kündigte an, dass ab 2013 in den Verwal-

tungsräten von Unternehmen mit mehr als 50 Mitarbei-

tern beide Geschlechter mit mindestens 40 Prozent ver-

treten sein müssen.14 Ähnliche Maßnahmen werden in 

einer Vielzahl anderer europäischer Länder, darunter den 

Niederlanden15, in Frankreich16, Schweden und Deutsch-

land, entweder bereits eingeführt oder intensiv debat-

tiert.

Diese aktuell geführten Debatten und die wichtigen 

Schritte zur Einführung ähnlicher Bestimmungen in meh-

reren europäischen Ländern verdeutlichen, dass die nor-

wegische Quotengesetzgebung nicht als eine weitere 

typisch norwegische Erfindung der Geschlechtergleich-

stellung abgetan werden kann, die außerhalb Norwe-

gens kaum relevant ist. Deshalb ist es so dringend not-

wendig, dass wir erklären können, wie die Idee entstand, 

den Anteil der Geschlechter in Verwaltungsräten gesetz-

lich festzulegen, und welche politischen Prozesse dazu 

führten, dass der Gesetzentwurf vom Parlament verab-

schiedet und erfolgreich umgesetzt wurde. Das Gesetz 

lenkt die Aufmerksamkeit insbesondere auf mögliche 

14. Nachzulesen unter: http://www.nikk.no/?module=Articles;action=A
rticle.publicShow;ID=1054 

15. Im Dezember 2009 beschloss die holländische Regierung, Unterneh-
men mit mehr als 250 Mitarbeitern dazu zu verpflichten, ihre Vorstände 
und Aufsichtsräte zu mindestens 30 Prozent mit Frauen zu besetzen. 
Wenn Unternehmen dieses Ziel bis 2016 nicht erreicht haben, müssen sie 
einen Plan vorlegen, wie sie diese Quote zu erreichen gedenken. Ob die-
ses Vorhaben gesetzlich verankert wird, ist jedoch noch nicht entschieden.

16. Nachzulesen unter: http://www.toutpourlesfemmes.com/conseil/
IMG/pdf/egalite-hommes-femmes.pdf 
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Veränderungen an der Schnittstelle zwischen Politik und 

Wirtschaft: Wie stark ist die Autonomie von Privatkapital 

gegenüber staatlicher Einmischung? Vor dem Hinter-

grund der laufenden Debatten in mehreren europäischen 

Staaten ist es wichtig, festzuhalten, dass die besonderen 

nationalen Prozesse zwar entscheidend für die erste Ein-

führung eines Quotengesetzes zur Zusammensetzung 

der Führungsgremien von Unternehmen waren, dass 

aber für die Verbreitung ähnlicher Bestimmungen in an-

deren Ländern nicht zwangsläufig die gleichen Bedin-

gungen erforderlich sind. Varianten in der Übernahme 

solcher Gesetzgebung in anderen Ländern sollten ver-

mutlich so erfolgen, wie es die gesetzlichen Aspekte und 

Zusammenhänge in dem jeweiligen Land zulassen.
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